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Vorwort zur 8. Auflage

Zivilprozessrecht ist meist kein Stoff, der Studenten auf ihrem Weg zum 1. Staatsexa­
men sonderlich fasziniert. Oft wirkt die Materie abstrakt. Trotz der angeblich so 
großen Notwendigkeit in der Praxis ist diese Praxis im 4. oder 5. Semester noch 
scheinbar irreal weit entfernt.

Zivilprozessrecht ist aber nicht nur später praxisrelevant, sondern zunehmend wich­
tiger Prüfungsstoff, dessen Beherrschung für das Examen zwingend notwendig ist. 
Gem. § 5 a Abs. 2 DRiG ist der Kernbereich des Verfahrensrechts Pflichtfach in der 
staatlichen Pflichtfachprüfung. Was als Kernbereich angesehen wird, variiert in den 
einzelnen Bundesländern stark. Während in einigen Ländern das Verfahrensrecht seit 
langem zum Pflichtprogramm gehört und die Klausuren entsprechend anspruchsvoll 
sind, ist in einzelnen Bundesländern die ZPO erst seit kurzem Prüfungsgegenstand.

Das Lehrbuch passt sich diesen Voraussetzungen an: Es setzt dort Schwerpunkte, wo 
es sich gezeigt hat, dass im Examen z.T. sogar detaillierte Kenntnisse nötig sind. We­
niger prüfungsrelevante Bereiche wurden sehr knapp oder auch gar nicht dargestellt. 
Hier erschien mir weniger mehr.

Ich habe bei der Darstellung berücksichtigt, welche Lernschwierigkeiten ein Student 
typischerweise hat und wie ein bestimmtes Problem in der Klausur zu behandeln ist. 
Eine Mischung aus fallorientiertem und vom Fall losgelösten Lernen bot sich für die 
Darstellung an: Die Lösung eines Falles hilft dem Studierenden alleine wenig – kein 
Fall wird genau dem Prüfungsfall entsprechen. Die abstrakte Darstellung des Prozess­
rechts hilft dann nicht weiter, wenn man nicht weiß, wo ein Problem in der Klausur 
aufzuhängen ist. Grafiken mit Aufbauhilfen sollen dabei zusätzlich helfen.

Die ersten sieben Auflagen dieses Buches sind positiv aufgenommen worden. Denen, 
die konstruktive Kritik geäußert und mich auf Ungenauigkeiten und Fehler hingewiesen 
haben, danke ich sehr. Ich habe mich auch bei der Überarbeitung für die 8. Auflage 
wieder bemüht, den Ansatz des Buches beizubehalten, eine Struktur vorzugeben und nur 
Notwendiges darzustellen. Das Werk soll keinesfalls von Auflage zu Auflage wachsen.

Das Werk ist für die Neuauflage komplett überarbeitet worden und befindet sich auf 
dem Stand von Juli 2023. Die Neuerungen der ZPO, die ich für die Bearbeitung der 
8. Auflage berücksichtigt habe, waren geprägt durch die Bewältigung der Coronakrise 
und den Dieselskandal. Die Coronakrise hat allen die Notwendigkeit der weiteren Di­
gitalisierung der Rechtsdurchsetzung vor Augen geführt. Die Arbeitsgruppe „Moderni­
sierung des Zivilprozesses“ hat 2021 ein Thesenpapier vorgelegt, dass die Diskussion 
beschleunigt hat. Der Dieselskandal hat nicht nur zu einem Referentenentwurf zu 
einem neuen Leitentscheidungsverfahren des BGH in der Revision geführt, sondern 
auch den Europäischen Gesetzgeber auf den Plan gerufen, sodass Deutschland im 
Juli 2023 aufgrund der EU Verbandsklagerichtlinie eine Abhilfeklage eingeführt hat 
(Verbandsklagenrichtlinienumsetzungsgesetz – VRUG), die hoffentlich etwas effektiver 
sein wird als das Musterfeststellungsverfahren. Um im Wettbewerb der Justizstandor­
te attraktiver zu werden, will der Gesetzgeber Commercial Courts einführen, deren 
Verfahren an das von Schiedsgerichten angenähert ist. Für einen Bereich wie das 
Zivilprozessrecht sind das wirklich spannende Zeiten.

Die aktuelle Gesetzgebung ist berücksichtigt worden. Rechtsprechung und Literatur sind 
vollständig ausgewertet und sinnvoll eingearbeitet worden.
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Bei der Bearbeitung von Passagen aufgrund von Gesetzesänderungen habe ich außer 
in Fällen, in denen das zum Verständnis unbedingt erforderlich ist, bewusst auf die 
Darstellung der Gesetzgebungsgeschichte verzichtet, um eine Konzentration auf die 
aktuelle Gesetzeslage zu erreichen.

Viel Erfolg beim Lernen!

Orte, im Juli 2023 Jens Adolphsen

Vorwort zur 8. Auflage
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